
Abrahamson, George

Article  —  Digitized Version

Entwicklungsgebiete in Großbritannien

Wirtschaftsdienst

Suggested Citation: Abrahamson, George (1962) : Entwicklungsgebiete in Großbritannien,
Wirtschaftsdienst, ISSN 0043-6275, Verlag Weltarchiv, Hamburg, Vol. 42, Iss. 12, pp. 545-549

This Version is available at:
https://hdl.handle.net/10419/133269

Standard-Nutzungsbedingungen:

Die Dokumente auf EconStor dürfen zu eigenen wissenschaftlichen
Zwecken und zum Privatgebrauch gespeichert und kopiert werden.

Sie dürfen die Dokumente nicht für öffentliche oder kommerzielle
Zwecke vervielfältigen, öffentlich ausstellen, öffentlich zugänglich
machen, vertreiben oder anderweitig nutzen.

Sofern die Verfasser die Dokumente unter Open-Content-Lizenzen
(insbesondere CC-Lizenzen) zur Verfügung gestellt haben sollten,
gelten abweichend von diesen Nutzungsbedingungen die in der dort
genannten Lizenz gewährten Nutzungsrechte.

Terms of use:

Documents in EconStor may be saved and copied for your personal
and scholarly purposes.

You are not to copy documents for public or commercial purposes, to
exhibit the documents publicly, to make them publicly available on the
internet, or to distribute or otherwise use the documents in public.

If the documents have been made available under an Open Content
Licence (especially Creative Commons Licences), you may exercise
further usage rights as specified in the indicated licence.

https://www.econstor.eu/
https://www.zbw.eu/
http://www.zbw.eu/
https://hdl.handle.net/10419/133269
https://www.econstor.eu/
https://www.leibniz-gemeinschaft.de/


„Entwicklungsgebiete" in Großbritannien
Dr. George^brahamson, London

Gewisse Gebiete Großbritanniens gelten seit dem 
Krieg in der Behördensprache als „Entwicklungs­

gebiete". W ie die überseeischen Entwicklungsländer 
bedürfen sie besonderer Förderung, aber im Gegen­
satz zu diesen sind sie nicht unterentwickelt, sondern 
in gewisser Hinsicht sogar überentwickelt. Es handelt 
sich bei diesen heimischen Entwicklungsgebieten um 
große Teile Schottlands, W ales, Nordwest- und Nord- 
ostenglands, also gerade um diejenigen Landesteile, 
in denen die industrielle Revolution des 19. Jahrhun­
derts am stürmischsten verlief.

Lokale Konzentration der Industrie

Die britische Industrie wurde damals auf der Kohle 
aufgebaut, und in  den genannten Gebieten befanden 
sich die größten Kohlevorkommen. Hier, über den 
Kohlenlagern oder in ihrer um nittelbaren Nähe, wuch­
sen die großen britischen Industrien des 19. Jahrhun­
derts empor. Die Eisen- und Stahlindustrie konzen­
trierte die Schwereisenproduktion in Schottland und 
an der Nordostküste Englands und die Stahl- und 
Weißblecherzeugung in Südwales. Die Baumwollindu­
strie siedelte sich in Lanoashire an, die W ollindustrie 
in Yorkshire, der Schiffbau vor allem an der Nordost­
küste, am Unterlauf des Clyde (in Westschottland) 
und im frachtgünstig auf der anderen Seite des Nord­
irischen Kanals gelegenen Belfast (in Nordirland).

Eine solche lokale Konzentration und Spezialisierung 
hatte viele Vorteile, von denen billige Kohle nur 
einer war; ein großes Reservöir geschulter und unge­
schulter A rbeitskräfte und der Fortfall kostspieliger 
Inlandstransporte vom Erzeuger zum V erarbeiter und 
zum Ausfuhrhafen w aren nicht weniger wichtig. Aber 
die Zusammenballung ganzer W irtschaftszweige in 
einigen wenigen Industriestädten erwies sich als ein 
gefährlicher Nachteil, als ihr ursprünglicher Grund — 
die billige Kohle —■ verschwand, und England, einst 
die W erkstatt der Welt, sich scharfem W ettbewerb 
gegenübersah.

Strukturprobleme

Bald nach der W eltwirtschaftskrise von 1929 wurde 
klar, daß es sich hier nicht um ein reines Konjunktur­
problem handelte und daß strukturelle Reformen 
erforderlich waren. Kohlenbergbau und Stahlindustrie 
konnten nie ihre alte W eltstellung zurückerobern. Im 
Schiffbau machte sich die Kontraktion des W elthan­
dels bemerkbar. Die Baumwollindustrie mußte ihren

Auslands- und sogar ihren Inlandsm arkt großenteils 
den Fabrikanten in Indien und Japan abtreten. Nord­
irisches Leinen wurde durch Kunstfasern ersetzt, Leder 
durch Kunststoffe, Schiefer und Steine durch Beton. 
Ganz neue Produktionszweige entstanden, ließen sich 
aber nicht in den alten Industriegebieten nieder. 
Diese waren von den großen Konsumzentren zu weit 
entfernt, lagen nicht im Lastwagenradius von London 
und Birmingham und w aren auch in bezug auf Fach­
kräfte und Grundstoffe für die schnell wachsenden 
jungen W irtschaftszweige im Nachteil.

Geographische Verteilung der britisdien Bevölkerung
(in 1000)

G ebiet 1911 1921 1939 1951 1960

Schottland 4 760 4 883 5 007 5 097 5 238
davon Glasgow und Umgebung . . . 1638 1783 1758 1802

N ordirland 1 251 1 257 1 295 1 371 1 419
davon Belfast 387 415 439 444 434

W ales 2 421 2 656 2 465 2 599 2 629
Nord- und N oidostengland 2 815 3 020 3 003 3 141 3 246

davon Newcastle und Umgebung 761 816 823 836 855
Nordw estengland 5 793 6 023 6 237 6 447 6 543

davon Liverpool und Umgebung 1 J57 1263 1357 1382 1387
Sädostlancashire 2328 2 361 2 421 2423 2423

M ittel- und Südyorkshire 3 564 3 731 3 976 4 097 4 170
M ittel- und Südengland 21 477 22 457 25 779 27 475 29 167

davon Groß-London 7 256 7 488 8 728 8 348 8 210
Birmingham und Ümgeb. 1 634 1773 2 079 2 237 2 309

G roßbritannien und  N ordirland
insgesam t 42 081 44 027 47 762 50 227 52 412

Industrie und Bevölkerung tendierten daher nach dem 
Süden und vor allem in die Ballungsräume Südost- 
und Mittelenglands. In den Bergbaubezirken von Süd­
wales und in Nordschottland nahm die Bevölkerung 
ab; in Nord- und Nordostengland wurde die Abwan­
derung durch günstige Sterblichkeitsziffern ausge­
glichen, führte aber zu einer ungünstigen A ltersver­
teilung. W ährenddessen wuchs die Bevölkerung im 
Süden, vor allem in Groß-London und W estm ittel­
england, denn die Landbevölkerung strömte gleich­
zeitig in die Städte (von 1921 bis 1939 sank die Ein­
wohnerzahl der Landkreise in England und W ales 
von 7 851 000 auf 7 277 000). Naturgemäß waren es 
die jüngeren, beweglicheren und unternehmungslusti­
gen Kräfte, die aus den immer mehr als Notstands­
gebiete erkennbaren Teilen Nordenglands, Schott­
lands und W ales abwanderten. Trotz des Abflusses 
überschüssiger A rbeitskräfte stellte sich jedoch das 
wirtschaftliche Problem dieser Gebiete hauptsächlich 
als ein Arbeitslosenproblem dar und wurde zuerst 
ausschließlich als ein solches bekämpft.
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Im Jahr 1934, zu einer Zeit also, da sich in anderen 
Teilen Großbritanniens die ersten Anzeidien einer 
w irtsdiaftlidien Besserung bem erkbar maditen, erließ 
der Gesetzgeber den Special Areas (Development 
and Improvement) Act, der 1937 ergänzt wurde. Für 
die „Sondergebiete" Südwales, Westcumberland, die 
Nordostküste Englands und das Clyde-Tal in Sdiott- 
land, durdiweg Gebiete, in denen mehr als ein Drittel 
der arbeitsfähigen Bevölkerung erwerbslos war, wur­
den „Sonderkommissare" ernannt. Gemeinnützige Bo- 
dengesellsdiaften bauten und verpaditeten Fabriken, 
und die Regierung gab industriellen Unternehmen 
Kredite und Zusdiüsse. Soweit sidi ausländisdie Fabri­
kanten in Großbritannien niederlassen wollten, wurde 
ihnen eine Lizenz nur in den „Sondergebieten" erteilt.

Gleidizeitig wurde aber die Abwanderung von A r­
beitskräften nad i anderen Landesteilen begrüßt, ob­
wohl sie die demographisdien Probleme nur versdiär­
fen konnte. Die Arbeitslosigkeit nahm denn audi 
langsam ab, doch w ar das Problem keineswegs gelöst 
und erforderte sofort nadi Kriegsende neue Regie­
rungseingriffe. Durdi den Distribution of Industry Act 
von 1945 wurden die „Sondergebiete" in „Entwick­
lungsgebiete" um benannt und erw eitert; die Voll­
m aditen der Kommissare für Fabrikbau und -verpadi- 
tung gingen auf das Board of Trade über. Land für 
industrielle Entwidclung konnte, nötigenfalls zwangs­
weise, erworben werden. Die örtlidien Behörden er­
hielten Bauzuschüsse für Facharbeiterwohnungen. Die 
örtlichen Versorgungsbetriebe wurden auf Regie­
rungskosten verbessert. Das Schatzamt wurde zu An­
leihen und Zuschüssen an Unternehmen in  diesen 
Gebieten, die sich auf normalem W eg nicht finanzie­
ren konnten, ermächtigt.

Die Entwicklungsgebiete wurden auch in der Roh­
stoffzuteilung und in bezug auf die in den ersten 
Nachkriegsjahren wichtigen Fabrikbaulizenzen mit 
Vorrang behandelt. Diese V orteile verloren aber all­
mählich an Bedeutung, als die Rohstoffbewirtschaf­
tung abgebaut wurde, die Erteilung von Baulizenzen 
in den fünfziger Jahren eine Formalität wurde und 
leistungsfähige Firmen auch in anderen Landesteilen 
Bankkredit ohne Schwierigkeiten erhalten konnten. 
Die Bauzuschüsse glichen allgemein die höheren Trans­
portkosten nicht mehr aus. Andererseits kam der zu­
nehmende Arbeitskräftem angel in Süd- und M ittel­
england den Entwicklungsgebieten zugute; die Ar­
beitslosigkeit w ar kein regionales Problem mehr, 
hielt sich aber hartnäckig in kleineren Bezirken.

Nachdem durch den Distribution of Industry (Indus­
trial Finance) Act von 1958 ein im ganzen vergeb- 
lidier Versuch unternommen worden war, das Pro­
blem durch vorzugsweise Kreditgewährung an Firmen 
in Gebieten mit einer jährlichen Durchschnittsarbeits­
losigkeit von mindestens 4"/o zu lösen, entschloß sich 
die britische Regierung deshalb zu einer wesentlichen 
Ä nderung der Hilfsgesetze. Der Local Employment 
Act von 1960 löste alle früheren Gesetze ab und be­
schränkte die Regierungseingriffe auf kleinere „Ent­

G esetzliche F örderu ngsm aßnahm en wicklungskreise", in denen insgesamt 12%  der arbei­
tenden Bevölkerung wohnten, verglichen mit 20 “/o in 
den früheren „Entwicklungsgebieten“. Es w aren dies: 
Bishop Aucäcland, Scarborough, Sheerness, Skegness, 
Sunderland, W hitby und Südost-Tyneside (sämtlich in 
Nordostengland), eine ganze Reihe von Städten und 
Grafschaften in Schottland und W ales, das Gebiet an 
der M erseymündung und W estcum berland (in Nord- 
westengland) und das Herzogtum Cornwall (in Süd­
westengland).

Vollmachten des B oard of Trade

Gleichzeitig w urde das Board of Trade, in dem nun 
alle Hilfsmaßnahmen, auch finanzieller Art, konzen­
triert wurden, aber ermächtigt, nach Bedarf neue Ent­
wicklungskreise zu bestimmen, ohne daß dafür eine 
M indestarbeitslosenziffer ausbedungen wurde. So 
wurden später die Hafenstädte Plymouth und Hull 
einbezogen, einige andere Bezirke aber ausgeschlos­
sen, nachdem dort die Arbeitslosigkeit unter 2 “/o 
gesunken war. Das Board of Trade kann weiterhin 
auch Hilfe in benachbarten O rtsdiaften geben, den 
Bau von Auffangstädten für den Bevölkerungsüber­
schuß unterstützen und bereits in A ktion treten, wenn 
erhöhte Arbeitslosigkeit, etwa aus Saisongründen, 
droht, aber noch nicht eingetreten ist. Das neue 
System arbeitet daher elastischer.

Außerdem ist das Board of Trade ermächtigt, in Ent­
wicklungskreisen nicht nur Anleihen für den Bau von 
Industrieanlagen zu geben, sondern auch bis zu 85 Vo 
des den Kostenvoranschlag übersteigenden Baukosten­
teils selbst zu tragen. Kreditsuchende Unternehmen 
brauchen nicht mehr zu beweisen, daß ihnen andere 
Finanzquellen nicht offenstehen, sondern können über 
die Anleihen für den Fabrikbau hinaus fest mit einem 
K apitalkredit rechnen. Die Gründstücksgesellschaften 
wurden durch drei zentrale Industrie-Grundstücksver­
waltungen für ganz England, Schottland und Wales 
abgelöst, die un ter direkter Kontrolle des Board of 
Trade stehen. Wichtig ist vor allem, daß der neuen 
Gesetzgebung zufolge die Lizenzerteilung für indu­
strielle Vorhaben, die Neubauten mit einer Boden­
fläche von mehr als 450 qm erfordern, in vollbeschäf­
tigten Landesteilen strenger gehandhabt wird. Beson­
dere, aber ähnliche Hilfsmaßnahmen wurden in Nord­
irland ergriffen.

Rationalisierungspläne
für notleidende Wirtschaftszweige

Vor diesem neuen, geographisch konzentrierten An­
griff auf das Problem der Arbeitslosigkeit wurden 
mit direkter oder indirekter Regierungshilfe umfas­
sende Rationalisierungspläne für die überalterten, 
unterbeschäftigten W irtschaftszweige ausgearbeitet, 
die ebenfalls den Entwicklungsgebieten zugute kom­
men und auf lange Sicht gewiß nicht weniger wichtig 
sind. Im Kohlenbergbau sind seit der Verstaatlichung 
viele unrentable Gruben geschlossen und die verblei­
benden mechanisiert worden. Nachdem zunächst Berg­
arbeiter entlassen werden mußten, werden sie seit 
M itte 1960 in den meisten Revieren wieder eingestellt.
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In der privaten Baumwollindustrie erfolgt seit 1959 
eine ähnliche Rationalisierung gemäß einem Gesetz, 
das Regierungsentschädigung für Verschrottung alter 
Maschinen mit Finanzhilfe für die Anschaffung moder­
ner Ausrüstungen verbindet; auch hier hat sich die 
Rationalisierung durchaus günstig ausgewirkt. Die 
entlassenen A rbeiter w urden in beiden Industriezwei­
gen finanziell entschädigt und sow eit w ie möglich 
umgeschult. Eine Konzentration, die w eitere Arbeits­
kräfte freisetzt, ist auch im Schiffbau unumgänglich, 
wo die Beschäftigtenzahl noch bei weitem nicht so 
stark gesunken ist wie Produktion und Auftragsein­
gang, und bei den Eisenbahnen, die vor allem auch 
in den Entwicklungsgebieten m ehr A rbeitskräfte be­
schäftigen, als wirtschaftlich gerechtfertigt ist.

Beschäftigte nach W irtschaftszweigen

Sektor Insgesam t
1951

in Prozent'Von 1951

1955 1359 1962

Land- u. Forstw irtsd iaft 807 000 91 83 78
K ohlenbergbau 780 000 101 97 83
Chemie '  486 000 107 113 114
M etallerzeugung 554 000 104 102 107
Sdiiffs- u. Sdiiffsmascäiinenbau 306 000 103 100 89
M aschinenbau u. E lektrotedin. 1 590 000 113 118 126
Fahrzeugbau 1 032 000 118 120 123
Textilien 1 111 000 93 82 78
Bekleidung 705 000 95 91 95
Papier u. Druds; 528 000 106 112 123
Bauw irtsdiaft 1 354 000 104 108 115
V erkehr 1 751 OOO 98 96 96
Handel 2 181 000 110 119 123
Beschäftigte insgesam t *) 21 171 000 104 106 110

‘) S treitkräfte  ausgenommen.

Demgegenüber schaffen die neuen, hochmodernen 
W erke in alten Industriezweigen, wie die hochauto­
m atisierten Stahlw erke in M otherwell und Ravens- 
craid (Schottland), M iddlesborough (Nordostengland) 
und Shotton (Nordwales), sowie die Anlagen zur Aus­
nutzung vorhandener Naturschätze, wie die W asser­
kraftwerke im schottischen Hochland und die in Bau 
befindliche Untergrund-Kohlevergasungsanlage in Ost­
schottland, so wertvoll sie in anderer Hinsicht sind, 
wenig neue Arbeitsplätze. Beim Erlaß des Local Em- 
ployment Act war deshalb der Wunsch bestimmend, 
ganz neue Produktionszweige in die hilfsbedürftigen 
Gebiete zu ziehen; denn Rationalisierung und Moder­
nisierung der alten Industriezweige allein können, 
wie die Nachkriegserfahrung bestätigt, keine ausrei­
chende Beschäftigungsgrundlage bilden. Sie müssen 
im Gegenteil zur Sicherung ihrer Leistungs- und W ett­
bewerbsfähigkeit mit weniger A rbeitskräften aus­
kommen.

Beschäftigung und Durchschnittseinkommen

In Anbetracht aller Umstände ist es daher nur natür­
lich, daß die Entwicklungskreise noch immer eine ver­
hältnismäßig hohe Arbeitslosenzahl aufweisen, wie 
die folgenden Ziffern für den 10. September 1962 zei­
gen. In Schottland leiden Greenock und Port Glasgow 
(mit einer Afbeitslosenzahl von 7,4 “/o der arbeits­
fähigen Bevölkerung), S tranraer (7,2 “/o), Lesmagahow 
(7,1 Vo), Bathgate, Broxburn und The Calders (7,0%), 
North Lanoashire (6,5 ®/o) und Dumbarton (6,3 °/o) am 
meisten; verschiedene andere wichtige Plätze haben
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annähernd 6 Vo Arbeitslosigkeit. In W ales zeigen das 
entlegene Milford Haven und PembrokeDock (10,7 Vo), 

die Insel Anglesey (8,1 Vo) und das widitige Kohlen­
revier des Rhondda-Tals (5,9 Va) hohe Arbeitslosen- 
ziffem. In Nordwestengland sind nur nodi M erseyside 
und Prestcot (4,8 Vo) stärker in M itleidensdiaft gezo­
gen. Dagegen ist in Nordostengland die Arbeitslosig­
keit nodi hodi in Seaton Delaval (8,4 Vo), Hartlepools 
(6,7 Vo), südlidi der Tynemündung (5,9 Vo) und in 
Sunderland (5,7 Vo). In Südwest-Yorkshire ist nur die 
unbedeutende O rtsdiaft Gunnislake (10,2 “ /o) hart ge­
troffen. Im D urdisdinitt liegt die Arbeitslosigkeit in 
den Entwidclungskreisen bei 5 V», in Großbritannien 
als ganzem aber bei 2,1 "/o.

Durdisdinittslöhne und Arbeitslosigkeit nadi Gebieten

G ebiet

D urdisd in ittlid ier 
W ochenverdienst 

A pril 1962

v e ia ib .
Indu­
strie

s.d.

Industrie
insgesam t

sd. in ®/o von 
I960

A rbeitslosigkeit 
10. 9. 1962 

(in Vo)

m änn­
lich

w eib­
lich

ins­
ges.

London und 
SüdostengLand 

Süd- u. O stengland 
Südw estengland 
M ittelengland 
Y orkshire oind 

Lincolnshire 
N ordw estengland 
N ord- und 

N ordostengland 
Schottland 
W ales 
N ordirland

343/3
339/9
307/8
335/5

306/9
309/11

314/1
293/9
337/7
258/8

331/6 113,9
317/5 111,8
291/6 113,7
326/10 109,9

301/9
304/4

302/8
285/U
315/8
247/6

111,1
111.9

110.9 
110,5 
110,3 
109.0

1.5
1.6 
1.8
1.9

1.9
3.1

4.2 
4,4
3.3 
7.6

0,8
0,9
1 .2
1,2

1,3
2,2

2.9
2.9
2.9 
5,8

1,2
1,4
1.6
1,6
1.7
2.8

3.8
3.8 
3,2
6.9

Insgesam t 323/10 312/10 110,9 2,4 ») 1,5») 2,1»)

O hne N ordirland.

Hohe Arbeitslosenzahlen sind jedodi keineswegs die 
einzigen Symptome w irtsdiaftlidier Sdiwädie. Ein 
Lohnvergleidi zwisdien den versdiiedenen Landes­
teilen zeigt bem erkenswerte Untersdiiede, und zwar 
liegen nidit nur die Durdisdinittslöhne in den Gebie­
ten mit höherer V Arbeitslosigkeit durdiw eg niedriger, 
sondern das M ißverhältnis steigert sidi sogar nodi. 
N iedrigere Löhne werden zwar zum Teil durdi nie­
drigere M ieten (bei erhöhtem Heizbedarf im Norden) 
und niedrigere Preise ausgeglidien, spiegeln sidi aber 
andererseits in einer erzwungenen Vernadilässigung 
nidit unbedingt erforderlidier Ausgaben, aud i seitens 
der örtlichen Organe, wider. Diese Tatsadie läßt sidi 
n id it statistisdi belegen, ist aber den Soziologen wohl- 
bekannt. Diese spredien von zwei Nationen im Land,’ 
womit sie nidit mehr den allmählidi versdiwindenden 
Untersdiied zwisdien Bürgertum und A rbeitersdiaft 
meinen, sondern die Kluft zwisdien dem W ohlstand 
in Süd- und M ittelengland und der Stagnation im 
Norden und in Sdiottland, W ales und Nordirland.

Die finanziellen Aufwendungen

Auch der Local Employment Act von 1960 hat diesen 
sozialen Untersdiied n id it aus der W elt gesdiafft, 
doch sind die bisherigen Erfolge einigermaßen ermuti­
gend. Im ersten Jah r seiner W irksamkeit wurden 
50,541 MiU. £  für die Entwidclungskreise ausgegeben,

davon 25,236 Mill. £ in Sdiottland (in Glasgow und 
Umgebung allein 24,516 Mill. £), 13,479 Mill. £  im 
M ersey-M ündungsgebiet und 6,287 Mill. £  in Süd­
wales. Die w iditigsten unterstützten Industriezweige 
waren der Kraftfahrzeugbau, der 35,817 Mill. £  vor­
nehmlich für neue Fabriken in Sdiottland erhielt, der 
M asdiinenbau (9,185 Mill. £), das Textil- und Beklei­
dungsgewerbe (1,840 Mill. £) und die M öbelindustrie 
(400 000 £). Man sdiätzt, daß auf diese W eise mit 
Regierungshlilfe 57 400 Personen in einem Jahr Be­
sdiäftigung erhielten, was einem Aufwand von 880 £ 
je  Arbeitsplatz entspräche.

In diesem ersten Jah r wurden Lizenzen für 62 neue 
Fabriken oder Anbauten zur Verpachtung und für 
12 Fabriken zum Verkauf gegen Ratenzahlung erteilt; 
in 108 anderen Fällen erhielten Privatfirmen finan­
zielle Hilfe. Im zweiten A rbeitsjahr sind die Behör­
den nodi einen Sdiritt weitergegangen, indem sie 
neue Fabriken bauten, nodi bevor sie M ieter oder 
Käufer für diese gefunden hatten, und zwar nicht nur 
Hallen mit 900—1800 qm Bodenfläche, wie zuerst, son­
dern Gebäude mit einer Größe bis zu 4500 qm, die 
später erw eitert werden können. Bis zum 30. Septem­
ber dieses Jahres wiaren 340 Projekte genehmigt und 
zum größten Teil in Angriff genommen wc^rden, die 
einen Kapitalaufwand aus öffentlidien M itteln von 
74,4 Mill. £  erforderten; davon w aren 42 Mill. £ 
allein für Schottland bestimmt. Vor kurzem wurde 
angekündigt, daß in W estschottland und Nordosteng­
land weitere Grun'dstückskomplexe zur industriellen 
Entwicklung vorgesehen sind, und zwar in W est 
Lothian, Newhouse, Dumbarton und Glasgow sowie 
in Aycliffe, Chcster-le-Street (einem neuen Entwick­
lungskreis), Hartlepools, Blaydon und Sunderland. 
Gleichzeitig wird der Aufwand für deii sozialen Woh­
nungsbau, für Sdiul- und Krankenhausbauten und vor 
allem für Autobahnen erhöht, um den Zeitaufwand 
für Transporte nach dem Süden zu verringern; ein 
ähnliches Ergebnis verspricht man sich von der Re­
organisation der Eisenbahn.

Langfristige Planung

Es ist aber anzunehmen, daß sidi der Drang nach dem 
Süden noch verstärken wird, wenn Großbritannien 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft beitritt, wie 
auch der Bau von Autobahnen und Industriezentren 
um die großen Ölraffinerien neue Ballungsräume 
außerhalb der Entwicklungsgebiete schafft. Der Bau 
von geplanten neuen Städten erschwert ebenfalls die 
W iederherstellung gesunder sozialer V erhältnisse in 
den jahrzehntelang vernadilässigten alten Industrie- 
und Hafenplätzen.

Kritiker der jetzigen Politik glauben deshalb, daß die 
Erweiterung der industriellen Basis nur der erste 
Sdiritt sein kann. Ihr muß ein Ausbau von Verwal­
tung, Verteilung, Erziehung und anderen öffentlidien 
Diensten unm ittelbar folgen, und dieser steht die 
Aufsplitterung der zu unterstützenden Gebiete in 
kleine Entwicklungskreise im Wege. Die Zentralisie­
rung aller wichtigen Regierungsämter in London er­
weist sich ebenfalls als Nachteil für den Norden und

5 48 1 9 6 2 /X II



Westen. W enn das Problem der Entwicklungsgebiete 
sdineller gelöst werden soll, muß langfristiger Pla­
nung audi im Sozialsektor, den M öglidikeiten der 
Großraumwirtsdiaft und den Rückwirkungen anderer 
wirtschaftspolitisdier Entsdieidungen (z. B. in der Ver­

kehrspolitik) auf die Entwicklungsgebiete mehr Be- 
aditung gesdienkt werden. Nur in einem der ursprüng- 
lidien Entwidilungsgebiete, Nordwestengland, kann 
das Problem bisher als w irklidi gelöst betraditet 
werden.

Gefährliche Verstaatlichung der italienischen Elektrizitätswirtschaft

Dr. Gioadiinoj^raenkel-Haeberle, Rom

Das italienische Börsenbarometer zeigt seit einiger 
Zeit „sdiledites W ette r“ an. Die Börsenstimmung 

ist durch betonte Zurückbaltimg gekennzeidinet, die 
zu fühlbaren Abgaben Anlaß gegeben hat. Die Orders 
gehen bei der seit M onaten gedrüdcten Haltimg nur 
zögernd ein. Der M ailänder Börsenindex ist von rund 
10 500 Punkten Ende 1961 (1938 =  100) auf etwa 
9200 Punkte Anfang September 1962 gefallen.

Die unbefriedigende Börsenentwicklung ist n id it auf 
ökonomisdie Gründe zurüdczuführen. Die italienisdie 
Wirtschaft läuft auf vollen Touren: Produktion, So­
zialprodukt, Lebensstandard und Volkseinkommen 
steigen in einem früher nie gekannten Tempo, die 
Lira ist bei der ständigen Zunahme der Gold- und 
W ährungsreserven zu einer harten  W ährung gewor­
den. V erantwortlidi für den Börsentrend ist allein 
die politisdie Entwicklung, die im Zeichen der Über­
führung der Elektrizitätswirtschaft in  öffentliches 
Eigentum für die Zukunft eine stärkere Ausrichtung 
des w irtsdiaftspolitisdien Kurses än planwirtsdiaft- 
lidien Grundsätzen voraussehen läßt.

D ie politische Argumentation

Die Diskussion über die V erstaatlidiung der strom ­
produzierenden Privatunternehm en erhitzt bereits seit 
einigen Jahren die Gemüter. Geht es dodi um die 
Enteignung eines Vermögenskomplexes, der unter 
Ausschluß der Selbstverbraudier und unter Berück­
siditigung der im Bau befindlichen Anlagen (im W erte 
von etwa 1050 Mrd. Lire) und anderer Aktivposten 
für 1961 von privater Seite auf einen N ettow ert von 
rund 5000 Mrd. Lire (rd. 37 Mrd. DM) gesdiätzt wird.

Im Jahre 1959 scheiterte an diesem Petitum die zweite 
Regierung Fanfani, die es auf ihre Fahne geschrieben 
hatte. Damals w urde der A ntrag offiziell „ad ac ta“ 
gelegt, stand aber weiterhin zur Debatte, und zwar 
je  nach der offiziellen politischen W indrichtung ein­
mal mehr, einmal weniger im Vordergrund.

Daß diese Diskussion nun wieder an  die erste Stelle 
getreten ist, hat folgenden Grund: Im Anschluß an 
die letzte Regierungskrise sah  sich die Democrazia 
Cristiana nach V erbündeten um, die bereit waren, sie 
beim Aufbau der für die Regierungsbildung erforder­
lichen parlamentarischen M ehrheit zu unterstützen.

Aus dem W unsdie, mit den rechtsextremen Parteien 
kein Bündnis mehr einzugehen, entschloß sich die 
Democrazia Cristiana zum Experiment einer „Aper-

tura a sinistra“, einer „Öffnung nach links"; sie gab 
damit einer Lösung den Vorzug, die von ihrem linken 
Flügel bereits seit längerem  befürwortet worden war. 
Die zur M itarbeit aufgeforderten Parteien der Linken 
und der „linken M itte“ sahen endlich den Moment 
gekommen, alle ihre Forderungen und Ansprüche 
durchzusetzen. Von Nenni, dem G eneralsekretär des 
der italienischen kommunistischen Partei nahestehen­
den Partito Socialista Italiano (PSI), wurde u. a. ein 
Entgegenkommen in der Nationalisierungsfrage als 
eine „Conditio sine qua non" für eine ünterstützung 
der Christlich-Demokratischen Partei angesehen. In 
diesem Sinne reagierten auch der Partito Repubbli- 
cano Italiano (PRI) unter seinem Generalsekretär 
Reale und der Partito Social-Democratico Italiano 
(PSDI) unter Saragat. Die beiden letztgenannten Par­
teien sind nunmehr in der Regierung vertreten, wäh­
rend der PSI sich vorsichtigerweise herausgehalten hat.

Die „Verstaatlichung der Elektrizitätswirtschaft" ist 
also einer der H auptpunkte im  Programm der derzei­
tigen Regierung Fanfani. Mag sein, daß es sich hier­
bei um ein echtes Anliegen handelt. Tatsache ist auf 
jeden Fall, daß sich dieses Postulat bisher eher als 
ein Schlagwort präsentiert hat, das durch die Prä­
gnanz seiner Formulierung dazu dienen soll, die 
mangelnde sachliche Abgrenzung des darin enthal­
tenen Sinngehalts zu verschleiern.

Dies geht schon allein aus den im . ¡Zusammenhang 
mit dem Petitum vorgebrachten Begründungen her­
vor, die bei näherem Zusehen recht fadenscheinig 
sind. „Das einzige Mittel zur Bekämpfung des Neo­
kapitalismus besteht darin, ihm die Kollektiv-Plan­
wirtschaft gegenüberzustellen", verkündete der sozia­
listische Abgeordnete Riccardo Lombardi am 17. März 
1961 auf dem 34. Kongreß des PSI. Daß die italieni­
schen Sozialisten noch so dokfenär sind, in den Ge­
dankengängen der marxistischen Sdiule zu verharren, 
da diese doch in anderen Ländern bereits als mit dem 
derzeitigen W irtsdiaftssystem  nicht mehr vereinbar 
erkannt worden sind, dürfte allerdings einigermaßen 
nachdenklich stimmen.

Die Erfahrungen der SPD in Deutschland und die der 
Labour-Partei in England haben offenbar nichts ge­
fruchtet. „Ich glaube, die Hauptsdiwäche der Natio­
nalisierung" — schreibt der Labourabgeordnete Gait- 
skell in seiner Sdirift „Socialism and N ationalisation“ 
(The Fabian Society, London, 1957) — „liegen nicht 
so sehr in der Ausschaltung des unternehmerischen
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